
 

Salzburger Landesumweltanwaltschaft   
Membergerstraße 42 | 5020 Salzburg | +43 662 629805-0 
office@lua-sbg.at | www.lua-sbg.at | ERsB 9110004868245 

 

 
An das 
Amt der Salzburger Landesregierung 
Abteilung 7 Wasser 
Michael-Pacher-Straße 36 
Postfach 527 
5010 Salzburg 
 
 

Salzburg, am 13.09.2024 

 

 
Betreff:  20701-UVP/4/6/36-2024 
  UVP-Feststellungsverfahren HWS Tauerntäler-Salzachtal 
  Teil-Projekt HWS Rückhaltebecken Felbertal 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit Schreiben vom 22.08.2024 hat die Behörde im Parteiengehör Teilergebnisse des 
Ermittlungsverfahrens im Parteiengehör übermittelt. Unter anderem fehlen noch 
Begutachtungen durch nationalpark-, natur- und artenschutzfachliche 
Amtssachverständige, deren Übermittlung bei Vorliegen beantragt wird. 

Folgende Unterlagen liegen aktuell zur Stellungnahme vor: 

• Feststellungsantrag vom 2.4.2024 samt 2 Beilagen 
• Ergänzungen zum Feststellungsantrag vom 10.06.2024 samt Beilagen A-H und 

Punktation zu einem nicht näher bekannten Verbesserungsauftrag 
• 8 Stellungnahmen der Fachdienststellen Gewässerschutz, Hydrographie, 

Nationalparkbehörde (rechtlich), Wasserbautechnik, WWPO, WLV zwischen Mai 
und August 2024 

 

1. Zum einheitlichen Gesamt-Vorhaben 

Gemeinsam mit dem gegenständlichen Feststellungsantrag wurden laut Information der 
Behörde am 2.4.2024 auch folgende weitere UVP-Feststellungsanträge für folgende 
Vorhaben gestellt:  

• HWS Beckenanlage Krimmler Achental mit 1,9 Mio. m³ Speicherkapazität 
• HWS Beckenanlage Obersulzbachtal 1 und 2 mit 1,517 Mio m³ Speicherkapazität 
• HWS Beckenanlage Habachtal mit 0,65 Mio m³ Speicherkapazität 
• HWS Beckenanlage Hollersbachtal 1 und 2 mit 1,58 Mio m³ Speicherkapazität 
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Zusammen mit den verfahrensgegenständlichen Vorhaben HWS Beckenanlage Felbertal 
mit einer Speicherkapazität von 0,47 Mio. m³ ergibt dies eine gesamte Speicherkapazität in 
den Tauerntälern im Nationalpark Hohe Tauern von 6,117 Mio. m³. 

Diese Teilvorhaben sind wiederum Bestandteil des vom antragstellenden Wasserverband 
Salzach Oberpinzgau ausgearbeiteten Gesamtkonzepts mit insgesamt 8 Retentionsbecken 
in 6 Flusstälern, wozu auch das Retentionsbecken Salzachtal mit 0,8 Mio m³ zählt, woraus 
sich eine Gesamtkapazität von 6,917 Mio m³ und damit rund 7 Mio m³ errechnet.  

 

Anlass für die Gesamtplanung der oben angeführten Retentionsanlagen waren laut 
Feststellungsantrag und den teilweise gleichlautenden Ausführungen im Gutachten Ennöckl 
(Blg 1) und im Fachbericht Kumulierungsprüfung (Blg 2) die großen Hochwässer in den 
Jahren 2005, 2014 und 2021 mit einer Überflutung des Salzachtals von Wald bis Zell am 
See. Dabei „drohte“ das Ortsgebiet von Mittersill überflutet zu werden, das Gewerbegebiet 
West selbst wurde überflutet. Da künftig bei länger andauernden Hochwasserwellen damit 
zu rechnen sei, dass die bestehenden Retentionsräume im Talboden des Salzachtals 
überlastet würden, sei die Abteilung Wasser vom zuständigen Landesrat Dr. Schwaiger 
beauftragt worden, weitere Möglichkeiten zur Verbesserung des Hochwasserschutzes im 
Oberpinzgau zu untersuchen. Als Ergebnis wurde ein Gesamtkonzept ausgearbeitet das 
einen „signifikanten Beitrag dazu leisten [solle], mit extremen Hochwasserereignissen 
einhergehende Schäden künftig zu vermeiden.“ (Quelle: Beilage 2., S 5). 

 

Die nachfolgenden Ausführungen sind den übermittelten Antragsunterlagen entnommen 
und jeweils mit Quellenangaben versehen:  

Die Felber Ache sei neben Ober- und Untersulzbach, Habach, Hollersbach und Krimmler Ache 
den sogenannten „Tauernachen“ zuzuordnen, die als rechte Zubringer vom Tauernhauptkamm die 
größten Zuflüsse in die Obere Salzach darstellen. Zusammen mit den anderen geplanten 
Rückhaltebecken in den Tauerntälern (z.B. RHB Hollersbach 1, RHB Habachtal, etc.) soll die 
Erweiterung des bestehenden RHB Felbertal-Hintersee das Verbandsgebiet des Wasserverbands 
Obere Salzach schützen. Ziel sei der Schutz des Siedlungsgebietes sowie bedeutsamer 
Verkehrswege entlang der Salzach und ihrer Zubringer bis zum Bemessungswert eines 100-
jährlichen Hochwassers (+ Freibord) durch die Errichtung dieser neuen Rückhaltebecken. 
(Quelle: Beilage 2., S 11). 

 

Nach dem Hochwasserereignis vom Juli 2021 sei die Fa. IKK-Group (vormals Hydroconsult), 
Graz, beauftragt worden, die Wirkung von Rückhalteräumen an den Hauptzuflüssen der Salzach, 
den sogenannten „Tauernachen“, mittels eines aus dem Gewässerbetreuungskonzept Obere 
Salzach vorhandenen Niederschlags-Abflussmodells zu prüfen. Dazu sei das Modell ergänzt, 
angepasst sowie an den jüngsten Hochwasserereignissen kalibriert worden. Parallel dazu seien 
Standorte für Rückhaltemaßnahmen ausgewählt worden, die aus erster Sicht genügend Volumen 
boten sowie topographisch geeignet erschienen. (Quelle: Beilage 2., S 18). 
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Die berechneten Retentionen hätten sich auf den Hochwasserabfluss der Salzach sehr positiv 
ausgewirkt, so könnte bei einem Ereignis wie im Juli 2021 die Abflussspitze oberhalb von 
Mittersill um ca. 1/3 reduziert werden (Ergebnis Studie 2022). In weiterer Folge seien die 
Standorte aus geologischer, geotechnischer, wildbachtechnischer und landwirtschaftlicher Sicht 
optimiert worden, wobei geplante Standorte (Obersulzbach Blausee und Hollersbachtal 
Ofnerboden) aufgegeben bzw. Standorte verkleinert oder verschoben wurden. Zusätzlich sei als 
Ausgleich ein Retentionsraum im Salzachtal (Hollersbach) in das Gesamtkonzept aufgenommen 
worden. 
In Summe ergäben sich rund 7,5 Mio m³ an Volumen an Hochwasser, welche im Extremfall 
zurückgehalten werden können. Ein vergleichbarer zusätzlicher Rückhalt (rund 7 Mio. m³ 
oberhalb von Mittersill) könne weder im Talboden des Salzachtals noch im Oberlauf der Salzach 
bzw. an der Krimmler Ache erzielt werden. Auch wenn berücksichtigt werde, dass 
Retentionsräume näher am zu schützenden Bereich besser wirken, so müssten dennoch ca. 4-5 
Mio. m³ zusätzlich zwischengespeichert werden. Der dazu erforderliche Platz sei weder im 
Talboden noch im Oberlauf vorhanden. 
Zur Funktionsweise der zusätzlichen Retentionsräume könne festgestellt werden, dass diese 
jeweils für sich alleine wirksam seien und jeweils in Teilabschnitten des Salzachtals die 
Hochwassergefährdung reduzierten. (Quelle: Beilage 2., S 19). 

 

Ziel der geplanten Maßnahmen sei die Reduktion der durch die Klimaveränderung bedingte stark 
ansteigende Hochwassergefahr an der oberen Salzach (Wald bis Bruck). (Quelle: Beilage 2., S 
20). 

 

In den bisher von amtlichen Sachverständigen eingeholten Stellungnahmen wurden zur 
Einschätzung des Vorliegens eines einheitlichen Gesamtvorhabens folgende Beurteilungen 
und Feststellungen vorgenommen, welche jeweils gesondert kommentiert werden:  

WLV (23.05.2024): 

„Das gegenständliche Vorhaben ist Teil eines Gesamtkonzepts zur Verbesserung des 
Hochwasserschutzes im Oberpinzgau. An insgesamt 8 Standorten in sechs Flusstälern soll 
mittels Hochwasserrückhaltebecken ein Gesamtrückhalt von rd. 6,9 Mio. m³ Wasser erzielt 
werden. Die geplanten Becken sollen ergänzend zu den bestehenden natürlichen und künstlich 
angelegten Retentionsmöglichkeiten am Salzachtalboden etabliert und für Extremereignisse 
vorgehalten werden.“ (S. 2) 

 

„Das gegenständliche Vorhaben betrifft primär das Felbertal selbst sowie den am Talausgang 
befindlichen Schwemmfächer der Felberache. In der Folge ist eine gewisse dämpfende 
Auswirkung auch auf die Salzach gegeben, die sich dort mit Auswirkungen der weiteren 
geplanten Hochwasserschutzmaßnahmen überlagert.“ (S. 3) 

 

„Es ist davon auszugehen, dass die betreffende Anlage am Hintersee in der Regel unabhängig 
von den anderen geplanten Stauwerken betrieben wird. Eine gleichzeitige Aktivierung mit den 
anderen Stauwerken in Abhängigkeit von den zu erwartenden Konzentrationszeiten ist bei 
entsprechender Niederschlagsdisposition aber auch möglich.“ (S. 3f) 
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Hydrographischer Dienst (12.07.2024) 

„Aus hydrographischer Sicht handelt es sich bei den Rückhaltemaßnahmen in den Tauerntälern 
um ein Gesamtkonzept zur Reduktion der Wasserführung der Salzach bei 
Hochwasserereignissen im Talboden. Aus fachlicher Sicht bezieht sich die Verbesserung des 
Hochwasserschutzes im Oberpinzgau auf das Einzugsgebiet der Salzach inklusive Mündung der 
Fuscher Ache.“ (S. 3) 

 

„Die Erweiterung des Rückhaltes im Hintersee ist Teil des Gesamtkonzeptes mit Rückhalt in den 
Tauerntälern, die Vorhabensabgrenzung ist nachvollziehbar. Die Wirkung soll vor allem für die 
Felberache im Siedlungsraum Mittersill erzielt werden.“ (S. 5) 

 

Dieser letzten vom hydrographischen Dienst den Antragsunterlagen entnommenen 
Feststellung widerspricht in der Folge die begründete fachliche Stellungnahme des 
wasserbautechnischen Amtssachverständigen, der aufgrund seiner eigenen Berechnungen 
in der Anlage Felbertal keinen eigenen selbständig definierten Zweck erkennt. Überdies 
beschränkt die Stellungnahme der Hydrographie die Vorhabenswirkung nicht ausschließlich 
auf den Siedlungsraum von Mittersill, sondern erkennt darin auch eine Funktion für den 
gemeinsam mit den anderen Anlagen intendierten Hochwasserschutz im Talboden entlang 
der Salzach.  

 

„Retention hat das Ziel Wasser zurückzuhalten und wirkt flussab, dies gilt für die Betrachtung 
als Einzelanlage und als Gesamtkonzept. Aus fachlicher Sicht ist die Wirkung des Rückhaltes 
durch Hintersee/Felbertal auf die Salzach nach Mündung der der Felber Ache kaum vorhanden. 
Für das Bemessungsereignis HQ100 Mittersill aus dem NA-Modell wurde eine Reduktion von 
665,9 m³/s auf 654,5 m³/s berechnet.“ (S. 6) 

 

Selbst wenn der Anteil an dem Gesamtziel der Wasserrückhaltung vor Eintritt in die Salzach 
gering ist, so ist dieser doch messbar und nachweisbar und damit existent. 

 

„Wird in dieser Beurteilung der räumliche Zusammenhang bezogen auf den Mündungspunkt 
der Salzach und flussab gesehen, so besteht dieser Zusammenhang und eine Überschreitung des 
Schwellenwertes von 2 Mio m³ liegt vor.“ (S. 7) 

 

Die Stellungnahme der Hydrographie erkennt in dem Gesamtkonzept der in den 
Tauerntälern geplanten Retentionsbecken daher schlüssig und nachvollziehbar ein 
einheitliches Vorhaben mit einem gemeinsamen Projektziel der Rückhaltung von bis zu 7 
Mio. m³ Wasser, um Siedlungsgebiete sowie bedeutsame Verkehrswege entlang der 
Salzach und ihrer Zubringer bis zum Bemessungswert eines 100-jährlichen Hochwassers (+ 
Freibord) durch die Errichtung dieser neuen Rückhaltebecken vor zukünftig erwarteten 
großen Hochwasserereignissen zu schützen. 
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Wasserbautechnik (01.08.2024) 

„Die dargestellte Vorhabensabgrenzung ist aus wasserbautechnischer Sicht nicht plausibel und 
nicht nachvollziehbar. Entgegen den Ausführungen des Antragstellers stehen die Maßnahmen 
mit dem Projektziel „Verbesserung des Hochwasserschutzes im Salzachtal im Verbandsgebiet 
durch Retentionsmaßnahmen in den Tauerntälern“ bezüglich der Wirkungsweise und des 
Zwecks in einem räumlichen und insbesondere in einem sachlich-funktionalen Zusammenhang 
im Salzachtal.  

Die Standorte der einzelnen Maßnahmen in den verschiedenen Tauerntälern sind der einzige 
Sachverhalt, auf den die Ausführung des Antragstellers bezüglich des räumlichen Nicht-
Zusammenhangs zutrifft. Abgesehen vom Standort der einzelnen Maßnahmen finde ich keinen 
Sachverhalt, der die Ausführungen des Antragstellers bezüglich eines sachlichen und räumlichen 
Nicht-Zusammenhangs bestätigen würde.  

Alle Maßnahmen führen zu einem sachlichen und räumlichen Zusammenhang im Salzachtal 
außerhalb des Nationalparks. Der sachliche und räumliche Zusammenhang betrifft sowohl den 
Zweck „Verbesserung des Hochwasserschutzes im Salzachtal im Verbandsgebiet“ als auch die 
Wirkungsweise „durch Retentionsmaßnahmen in den Tauerntälern“.“ (S. 3) 

 

Damit bestätigt der wasserbautechnische Amtssachverständige klar und deutlich, dass das 
Ziel und die Wirkung der Gesamtanlagen sowie deren Umweltauswirkungen nur 
gemeinsam betrachtet werden können und müssen, da andernfalls der Hochwasserschutz 
für den Siedlungsraum nicht die intendierten Wirkungen entfalten kann.  

 

„Die alleinige Aktivierung des Hintersees wird E von Mittersill eine Abminderung der 
Hochwasserspitze der Salzach um 22 m³/s bzw. von 666 m³/s auf 644 m³/s um 3,3 % bewirken. 

Die koordinierte Aktivierung aller Anlagen (Krimmler Ache, Obersulzbach, Habach, 
Hollersbach, Salzach, Felberache) wird östlich von Mittersill eine Abminderung der 
Hochwasserspitze der Salzach um 241 m³/s bzw. von 666 m³/s auf 425 m³/s um 36,2 % 
bewirken. 

Die teilweise Aktivierung von Anlagen wird eine Abminderung zwischen diesen Werten 
bewirken. 

Die Anlage am Hintersee steht in keiner technischen Abhängigkeit mit anderen Anlagen. 

Die Anlage am Hintersee steht in einer zwingenden funktionalen Abhängigkeit mit anderen 
Anlagen. Nur bei einer koordinierten Aktivierung aller Anlagen mit unterschiedlichen zeitlichen 
Vorlauf kann die maximale Verbesserung des Hochwasserschutzes im Salzachtal E von Mittersill 
erreicht werden. Die koordinierte Aktivierung aller geplanten Anlagen hat mit -241 m³/s mehr 
als die zehnfache Wirkung gegenüber - 22 m³/s der Aktivierung ausschließlich der Anlage am 
Hintersee. 

Die Aussage des Antragstellers über die technische Unabhängigkeit der Anlage und die 
voneinander unabhängige Funktionsfähigkeit der Anlagen trifft zu. 

Die Aussage des Antragstellers über die funktionale Unabhängigkeit der Anlage trifft nicht zu.“ 

 

Aus der Stellungnahme des wasserbautechnischen Amtssachverständigen ist daher 
abzuleiten, dass zwar jede einzelne Anlage für sich alleine technisch funktioniert, dass jede 
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Anlage für sich alleine aber nicht die intendierte Verbesserung des Hochwasserschutzes 
bewirken kann. Dazu müssen alle Teil-Projekte zusammenwirken. Das Ziel der Rückhaltung 
von 7 Mio m³ Wasser kann daher nur gemeinsam erreicht werden, weshalb der sachliche 
und funktionale als auch der räumliche Zusammenhang zwingend gegeben sind.  

 

„Aus wasserbautechnischer Sicht hat die einzelne Anlage keinen für sich definierten Zweck. […] 
Die positive Wirkung der Anlage am Hintersee betrifft ausschließlich das Salzachtal E von 
Mittersill. […] Eine Aktivierung des Hintersees hat ausschließlich Auswirkungen ab der 
Einmündung der Felberache in die Salzach nach E. Abgesehen von der Änderung des 
Stauspiegels an der Einmündungsstelle in die Salzach kann jegliche Auswirkung nach W 
salzachaufwärts ausgeschlossen werden. Die vergangenen Hochwasserereignisse der Salzach 
haben im Bereich Mittersill zu den größten Beeinträchtigungen geführt. Jegliche Aktivierung 
oder Nicht-Aktivierung der Anlage am Hintersee ist für den Bereich salzachaufwärts der 
Einmündung der Felberache abgesehen von der vernachlässigbaren Veränderung des 
Stauspiegels der Salzach absolut wirkungslos.“ (S. 4f) 

 

Die in der Stellungnahme des hydrographischen Dienstes bloß aus den Einreichunterlagen 
übernommene Annahme, es käme durch das ggst Vorhaben „Felbertal“ zu einer 
Wirksamkeit im Siedlungsraum Mittersill, wird durch die Stellungnahme des 
wasserbautechnischen Amtssachverständigen fachlich schlüssig und nachvollziehbar 
widerlegt. Die Anlage Felbertal wirkt lediglich in Koordination mit den anderen 
Rückhaltebecken auf den Hochwasserabfluss der Salzach und trägt dort zur Zielerreichung 
bei. 

 

„Die Änderung der Hochwasserabflussverhältnisse in den Tauerntälern unterhalb der jeweiligen 
Anlage ist kein Projektziel, aber untrennbar mit dem Projektziel im Salzachtal verbunden.“ (S. 
5) 

 

Die im Feststellungsantrag behauptete Alleinwirksamkeit des Vorhabens ist damit widerlegt. 
Entsprechend der Stellungnahme des wasserbautechnischen Amtssachverständigen ist es 
nicht einmal ein Projektziel, die Hochwasserabflussverhältnisse in den Tauerntälern zu 
ändern, sondern vielmehr nur in der Salzach. Der Im Feststellungsantrag auf Seite 3 
genannte „einzige Zusammenhang zwischen allen Projekten“ ist daher jener, dass alle 
Projekte nur gemeinsam ein Ziel verfolgen und erreichen können: die Verbesserung des 
Hochwasserschutzes für die Salzach im Oberpinzgau. Es gibt daher mit den Worten des 
wasserbautechnischen Amtssachverständigen „keinen Grund“ diese Teilprojekte nicht als 
ein einheitliches Vorhaben anzusehen.  

 

„Anders als bei Kraftwerken gibt es beim Hochwasserschutz bzw. bei der Verbesserung des 
Hochwasserschutzes keinen definierten „Normalbetriebsfall“, weil der „Normalbetriebsfall“ 
der Salzach eine Wasserführung ohne Überflutungen (Niederwasser, Mittelwasser, Hochwässer 
mit geringerer Jährlichkeit…) ist. Die maximale Verbesserung des Hochwasserschutzes ist nur 
durch die koordinierte (nicht gleichzeitige) Aktivierung aller Schutzanlagen W des Schutzobjekts 
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zu erreichen. Es ist aus wasserbautechnischer Sicht wesentlich wahrscheinlicher, dass mehrere 
Anlagen (vielleicht nicht alle Anlagen) koordiniert aktiviert werden müssen als dass mit der 
Aktivierung einer einzelnen Anlage eine maßgebliche Verbesserung der Hochwassersituation 
erreichbar wäre. 

Die Behörde sollte den Einschreiter befragen, inwiefern mit einem Bewilligungsbescheid das 
Auslangen zu finden wäre, der außer der passiven Anlage an der Salzach nur die Aktivierung 
einer Anlage in einem Tauerntal nach Wahl des Einschreiters erlaubt.“  

„Aus wasserbautechnischer Sicht ist nur der gemeinsame Einsatz von mehreren Anlagen 
zielführend zur Verbesserung der Hochwassersituation im Salzachtal. Der alleinige Einsatz einer 
Anlage bleibt weitestgehend wirkungslos. Ich verweise bezüglich des absoluten und relativen 
Wirkungsgrads der einzelnen Anlage bzw. des gemeinsamen Betriebs mehrerer Anlagen auf die 
beiliegende Excel-Tabelle.“ (S. 6) 

 

Selbst wenn daher jede einzelne Anlage für sich unabhängig von anderen Anlagen 
funktioniert, kann sie doch nur in gemeinsamer Funktion mit allen anderen Anlagen 
„wirkungsvoll“ sein, andernfalls sie wirkungslos wäre. Eine wirkungslose Teil-Anlage kann 
aber kein selbständiges, von einem Gesamtvorhaben unabhängiges Einzelvorhaben iSd 
UVP-G darstellen. 

Selbiges gilt auch im Rahmen der Beurteilung der Kumulation:  

„Aus wasserbautechnischer Sicht liegt ein Vorhaben mit einem einheitlichen Projektsziel und 
mit mehreren Anlagenstandorten in den Tauerntälern im Nationalpark bzw. mit einer Anlage 
im Salzachtal außerhalb des Nationalparks vor. Der Zweck ist die Verbesserung des 
Hochwasserschutzes im Salzachtal, die geänderten Abfluss- und Geschiebeverhältnisse in den 
Tauerntälern sind lediglich ein Nebenprodukt.“ (S. 7) 

 

„Innerhalb des Nationalparks mit einem Schwellenwert von 2.000.000 m³ fallen aus den 
geplanten Anlagen insgesamt 5.290.000 m³ Stauraumvolumen an, die für den Schwellenwert 
angerechnet werden: […] 

„Die Anlagen erreichen außerhalb des Nationalparks im Salzachtal durch ihren Zweck und ihre 
Wirkungsweise einen räumlichen Zusammenhang. In der Salzach und im Salzachtal sind die 
Hochwasserabflussverhältnisse und der Geschiebetrieb maßgeblich betroffen. Ein räumlicher 
Zusammenhang der einzelnen Anlagenstandorte innerhalb des Nationalparks besteht nicht.“ (S. 
8) 

Der letzte Satz dieses Zitats ist allein aus wasserbautechnischer Sicht zu verstehen. 
Tatsächlich werden durch das Gesamtvorhaben im räumlichen Zusammenhang des 
Nationalpark Hohe Tauern und des gleichnamigen Europaschutzgebietes großflächig 
geschützte Lebensräume und Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Arten durch 
den Bau und den Betrieb der Anlage zerstört. 

 

Wasserbautechnik (09.08.2024) 

Bereits die Fragestellung der UVP-Behörde an den Amtssachverständigen legt offen, dass 
es gegenständlich gar nicht um die Beurteilung und Umsetzung der gemäß den 
Feststellungsanträgen vorgeblich „unabhängigen und selbständigen“ Teilvorhaben geht, 
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sondern dass es letztendlich immer um ein gemeinsames Projektziel im Zusammenwirken 
aller Anlagen geht. Die Frage der Behörde lautete:  

„Kann das Projektziel „Verbesserung des Hochwasserschutzes im Salzachtal im 
Verbandsgebiet durch Retentionsmaßnahmen in den Tauerntälern“ auch ohne die 
Errichtung des HWS Felbertal erreicht werden?“ (S. 5) 

 

Die klare und eindeutige Antwort des wasserbauchtechnischen Amtssachverständigen dazu 
lautet:  

„Unterhalb bzw. E der Mündung der Felber Ache in die Salzach trägt die Errichtung des HWS 
Felbertal mit den oben angegebenen Prozentsätzen bzw. mit der oben angegebenen 
Verminderung des Hochwasserabflusses zum formulierten Projektziel bei. Der Beitrag des 
Rückhaltebeckens am Hintersee ist bedingt durch das kleine Einzugsgebiet und das kleine 
Rückhaltevolumen im Vergleich zu anderen projektierten Rückhaltebecken in anderen 
Tauerntälern gering. Aufgrund der Lage aller projektierten Maßnahmen am weitesten im E hat 
das Rückhaltebecken am Hintersee keinerlei Einfluss auf die weiter im W gelegenen 
projektierten oder bestehenden Maßnahmen im Salzachtal oder in den Tauerntälern W des 
Felbertals. 

Im Stadtgebiet von Mittersill hat das Rückhaltebecken am Hintersee abgesehen von der 
minimalen Änderung des Stauspiegels an der Einmündung der Felber Ache in die Salzach 
keinerlei Auswirkungen. 

Im Stadtgebiet von Mittersill könnte das Rückhaltebecken am Hintersee einen über HQ100 in 
Richtung HQ300 gehenden positiven Einfluss auf die Hochwasserabflussverhältnisse der Felber 
Ache haben. Aus wasserbautechnischer Sicht ist der Einfluss auf den Hochwasserabfluss der 
Felber Ache nicht Projektsziel, sondern ein unvermeidlicher Nebeneffekt.“ (S. 5) 

 

Damit stellt der wasserbautechnische Amtssachverständige abermals klar, dass das 
Vorhaben „Felbertal“ nur ein Teil-Projekt des Hochwasserschutzes Oberpinzgau ist und 
auch zu dem Projektziel des Gesamtvorhabens aller Teil-Projekte in dem vom ASV selbst 
errechneten und genannten Ausmaß beiträgt. Der behauptete selbständige Effekt des Teil-
Projekts Felbertal konnte hingegen nicht bestätigt werden, sodass das Vorhaben Felbertal 
nur gemeinsam mit allen anderen Teil-Projekten an den Tauernachen wirksam werden kann 
und mit diesen ein einheitliches Gesamtprojekt bildet. 

 

Wasserwirtschaftliches Planungsorgan (21.08.2024): 

Auch das wasserwirtschaftliche Planungsorgan bestätigt den gemeinsamen Projektzweck 
aller mit separatem Feststellungsantrag eingereichten Teilprojekte: 

„Projektziel ist „Die Verbesserung des Hochwasserschutzes im Talboden im Oberpinzgau.“ 

Auch daraus und aufgrund des nicht nachgewiesenen Selbstzwecks des Vorhabens ist 
abzuleiten, dass dieses Teil-Projekt nur gemeinsam mit allen anderen Teilprojekten den vom 
Land Salzburg beauftragten Zweck des HWS Oberpinzgau erfüllen wird können. Es handelt 
sich daher nicht um ein selbständiges Einzelvorhaben, sondern um ein mit den anderen Teil-
Projekten zusammenzurechnendes Gesamtvorhaben.  
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Zur Frage des primären gemeinsamen Betriebszwecks und einer alleinigen oder „nur 
gemeinsamen“ Inbetriebnahme der Anlage antwortet das WWPO wie folgt: 

„Ein primärer gemeinsamer Betriebszweck ist eigentlich Antragsgegenstand. Infolge der 
geringen Wirkung des gegenständlichen Querbauwerkes am Hintersee auf die Salzachabflüsse, 
kann ein Betrieb der Anlage nur gemeinsam mit den anderen Hochwasserschutzanlagen in den 
Tauerntälern ausgeschlossen werden. 

Da ein ausschließlich alleiniger Betrieb der Anlage dem Zweck des Hochwasserschutzes im 
Talboden und dem Antrag entgegensteht, ist auch dieser Fall auszuschließen.“ (S. 5) 

 

Aus dieser Fragestellung und der dazu erfolgten Antwort ist zu schließen, dass ein alleiniger 
Betrieb der Anlage keinen Zweck erfüllt und damit auch dem Zweck des 
Hochwasserschutzes im Talboden widerspricht. 

Während der wasserbautechnische Amtssachverständige einen – wenn auch geringen – 
Beitrag zum Gesamtziel des Hochwasserschutzes im Talboden errechnet und nachweist, 
sieht das WWPO den Beitrag der Anlage „Felbertal“ so gering an, dass die Anlage selbst 
auch dem gemeinsamen Betriebszweck zur Erreichung des Hochwasserschutzes, auch bei 
ausschließlichem Betrieb mit den anderen Rückhaltebecken in den Tauerntälern, 
widerspricht. So gesehen wäre sie nicht nötig. Tatsächlich ist im wasserbautechnischen 
Gutachten aber ein geringer Beitrag errechnet und nachgewiesen und somit ein 
Gesamtzusammenhang mit den anderen Rückhaltebecken hergestellt, sodass ein 
gemeinsamer Betriebszweck aller Anlagen jedenfalls im Verfahren anzunehmen ist. Alleine 
und ohne die anderen Anlagen bringt die HWS-Anlage Felbertal aber keinen Beitrag zum 
vorgegebenen Betriebsziel des Hochwasserschutzes.  

 

Fazit:  

Aus dem vorliegenden Ermittlungsergebnis ist daher abzuleiten, dass das Teil-Projekt HWS 
Rückhaltebecken Felbertal am Hintersee kein selbständiges Vorhaben darstellt und keinen 
eigenen Projektzweck verfolgt, sondern vielmehr im räumlichen und sachlichen 
Zusammenhang mit allen anderen zur UVP-Feststellung eingereichten Rückhaltebecken 
steht, mit diesen einen gemeinsamen Betriebszweck verfolgt und ein einheitliches Gesamt-
Vorhaben darstellt. Dieses einheitliche Gesamt-Vorhaben ist daher nicht aufzusplitten und 
dadurch einer UVP zu entziehen, sondern vielmehr zusammenzurechnen. Zusammen 
ergeben die im NPHT gelegenen Projekt-Teile ein Volumen von mehr als 6 Mio. m³ und 
erreichen mit dem Rückhaltebecken Salzachtal ein Volumen von rund 7 Mio m³, was über 
dem Schwellenwert der Z 31 Spalte 3 mit 2 Mio m³ liegt. Das Vorhaben ist daher per se 
UVP-pflichtig.  

 

2. Zur Anwendbarkeit des UVP-G 

Dem Feststellungsantrag liegt ein Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl (Boku 
Wien, Jänner 2024) bei, das sich mit der UVP- und naturschutzrechtlichen Beurteilung des 
von ihm so genannten „Hochwasserschutzprojektes Tauerntäler“ beschäftigt und damit das 
Gesamtprojekt bereits im Namen trägt, wenngleich der Auftrag von Landesrat Dr. 
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Schwaiger nicht den Hochwasserschutz in den Tauerntälern, sondern im Salzach-Talboden 
des Oberpinzgaus umfasst.  

Dabei wurde geprüft, welchem Tatbestand des Anhang 1 UVP-G 2000 dieses Vorhaben 
unterliegen könnte. Ennöckl kommt dabei zum Schluss, dass der Tatbestand der Z 42 
(Schutz- und Regulierungsbauten), der auch die Schaffung von Retentionsflächen im 
Rahmen des Hochwasserschutzes umfasse, eine lex specialis zum Tatbestand der Z 31 sei, 
weshalb Z 31 nicht zur Anwendung gelange. Die Schwellenwerte der Z 42 würden 
wiederum durch das ggst Vorhaben nicht erreicht, weil der Bau von Retentionsbecken nicht 
mit dem normierten Schwellenwert einer Baulänge von Schutz- und Regulierungsbauten 
von mehr als 2,5 km an Fließgewässern mit einem mittleren Durchfluss (MQ) von mehr 
als 2,5 m3/s in Einklang zu bringen ist. Bereits daraus ist ersichtlich, dass der Tatbestand der 
Z 42 für die Beurteilung von Rückhaltebecken nicht geeignet ist. 

Der Tatbestand der Z 31 wiederum umfasst „Stauwerke und sonstige Anlagen zur 
Zurückhaltung oder dauerhaften Speicherung von Wasser“, wozu aus Sicht von Ennöckl 
unstrittig auch Retentionsbecken zählen würden, wie sie im Rahmen des von ihm so 
genannten Projektes „Hochwasserschutz Tauerntäler“ geplant sind.  

Während sich in der gesetzlichen Textfassung der Z 31 der Begriff „dauerhaft“ ganz 
offensichtlich und eindeutig nur auf die Speicherung von Wasser bezieht und nicht auf die 
Zurückhaltung, was sich allein schon aus den Wortbedeutungen beider Begriffe ergeben 
könnte, prüft Ennöckl dennoch, ob sich der Begriff „dauerhaft“ auch auf die Zurückhaltung 
von Wasser beziehen könnte (was einer Speicherung gleichkäme). Er kommt dabei aber zu 
keinem klaren Ergebnis.  

Alleine aus einem Feststellungsbescheid zum Vorhaben „Hochwasserschutz Unterinntal“ 
leitet Ennöckl ab, dass Z 31 nicht anwendbar wäre. Dort wird der Schluss gezogen, dass 
Vorhaben der Z 31 jedenfalls „dauerhaft“ oder zumindest „regelmäßig“ dem Rückhalt von 
Wasser dienen müssen. Dies ist aber im Gutachten nicht näher substantiiert und 
widerspricht dem Wortsinn des Tatbestands und dem Zweck der von einer Speicherung 
verschiedenen Zurückhaltung von Wasser.  

Allein auf Basis der Prämisse der „Dauerhaftigkeit“ oder „Regelmäßigkeit“ des Rückhalts 
wird sodann der Schluss gezogen, dass bloß unregelmäßige und nur bei Extremereignissen 
überstaute Bereiche doch nicht unter die Z 31 fallen würden. Eine schlüssige Begründung 
dazu fehlt. 

Was hinsichtlich der Prüfung der Tatbestände der Z 31 und 42 im Gutachten Ennöckl zu 
kurz kommt, ist aber die erforderliche Auslegung an den Zielen der Richtlinie. Die UVP-
Richtlinie kennt keinen Tatbestand mit dem Inhalt der Z 42, sondern sieht in Anhang II Z 
10 lit g als im Einzelfall UVP-pflichtige Projekte an: Talsperren und sonstige Anlagen zum 
Aufstauen eines Gewässers oder zum dauernden Speichern von Wasser (nicht durch 
Anhang I erfasste Projekte).  

Der Tatbestand, sein Wortlaut und der Schwellenwert von originär UVP-pflichtige Projekten 
gemäß Anhang I Z 15 UVP-RL „Stauwerke und sonstige Anlagen zur Zurückhaltung oder 
dauerhaften Speicherung von Wasser, in denen über 10 Mio. m³ Wasser neu oder 
zusätzlich zurückgehalten oder gespeichert werden“ wurde im österreichischen UVP-G in 
Anhang 1 Z 31 umgesetzt. 
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Damit ist der Tatbestand von Anhang II Z 10 lit g (nicht durch Anhang I erfasste Projekte) 
weit auszulegen und umfasst daher auch Projekte die über die Bedeutung von Anhang I Z 
15 und damit über Anhang 1 Z 31 UVP-G hinausgehen. Der Schutzzweck der Norm 
erstreckt sich daher nicht nur auf die Verminderung der Wasserführung in alpinen Flüssen, 
sondern auch auf die Auswirkungen der Rückhaltung auf die Fläche, den Boden, die 
biologische Vielfalt usw iSd Anhang III der UVP-Richtlinie.  

Eine Auslegung am Wortlaut und an den Zielen der UVP-Richtlinie, die im vorliegenden 
Gutachten völlig fehlt, kommt daher zum Ergebnis, dass der Tatbestand des Anhang 1 Z 31 
UVP-G 2000 auf die ggst beantragten Rückhaltebecken anwendbar ist. 

 

Es kann darauf aufbauend und im Sinne einer europarechtskonformen Auslegung daher 
anders als von Ennöckl auch keine sachliche Ungleichbehandlung darin gesehen werden, 
dass nasse und trockene Rückhalteanlagen derselben UVP-Pflicht unterliegen. Vor dem 
Hintergrund der weiten Auslegung des Schutzzwecks der Norm kommt es nämlich nicht 
auf den Zeitpunkt der Befüllung und damit dem Eintritt der negativen Auswirkungen auf 
die Umwelt (Fläche, Boden, biologische Vielfalt etc) an. Die Rückhalteflächen sind 
unabhängig vom Zeitpunkt der Befüllung ihrer Zerstörung preisgegeben. In beiden Fällen 
spielt auch die natürliche Dynamik der alpinen Flüsse eine Rolle bei der Beurteilung der 
Umweltauswirkungen. Eine verfassungsrechtliche Problematik liegt daher gerade nicht vor. 
Auch dazu fehlt eine Auslegung an der UVP-Richtlinie im Gutachten Ennöckl, weshalb 
dieses jedenfalls unvollständig ist und zu abweichenden Schlüssen führt.  

 

Die weiteren Ausführungen im Gutachten Ennöckl auf Seite 11, das Projekt 
„Hochwasserschutz Tauerntäler“ bilde „kein einheitliches Vorhaben“ iSd § 2 Abs 2 UVP-G 
2000 sind nicht näher begründet. Wie die Stellungnahmen der bisher beigezogenen 
Fachdienststellen aufzeigen, ist diese Ansicht aus fachlicher Sicht nicht haltbar.  

Möglicherweise unterliegt der Gutachter aber auch dem Irrtum, dass der Hochwasserschutz 
zum Schutz der Tauerntäler projektiert sei, wie auch die im Gutachten wiederkehrende 
Projektbezeichnung „Hochwasserschutz Tauerntäler“ suggerieren könnte. Wenn der 
Gutachter nämlich auf Seite 12 festhält – „Das einzig verbindende Element ist, dass die 
betroffenen Flüsse alle in den gleichen Fluss münden, nämlich die Salzach. Dies reicht 
jedoch nicht aus, um einen räumlichen Zusammenhang zu begründen und von einem 
einheitlichen Gesamtvorhaben auszugehen.“ – dann stellt sich die Frage, ob der Zweck der 
Maßnahmen missverstanden wurde? Das Ziel ist es nämlich Wasser aus den Tauerntälern 
mit dem Einbau einer zeitlichen Verzögerung nicht zu speichern, sondern temporär 
zurückzuhalten, damit nicht alles gleichzeitig und auf einmal in die Salzach fließt. Zielpunkt 
aller Teilprojekte ist daher die Salzach und die Verhinderung einer Hochwasserwelle durch 
den Oberpinzgau. Dieser räumliche Zusammenhang ist wesentlich für die Wirksamkeit des 
Gesamtprojekts und daher entscheidend für die Beurteilung als einheitliches 
Gesamtvorhaben. Es handelt sich nur bei Anerkennung als Gesamtprojekt um eine Anlage 
von regionaler Größe und Bedeutung für den gesamten Oberpinzgau von Wald bis Zell am 
See. Der von Ennöckl im Gutachten auf Seite 12 unten angeführte „mittelbare sachliche 
Zusammenhang […], weil sie durch einen gemeinsamen Betriebszweck – nämlich dem 
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Hochwasserschutz im Oberpinzgau – verbunden sind“ stellt daher in Wahrheit den 
unmittelbaren, eigentlichen, wesentlichen und mitbeantragten Zweck des 
Gesamtvorhabens dar, ohne welchen den einzelnen Teil-Projekten niemals eine 
Wirksamkeit an der Umsetzung zuerkannt werden könnte, weil die einzelnen Teilprojekte 
nicht imstande sind, den erforderlichen wesentlichen Beitrag zur Hochwassersicherheit 
herzustellen und zu leisten.  

 

Fazit: Aus rechtlicher Sicht besteht infolge einer unionsrechtskonformen Auslegung 
jedenfalls die Pflicht alle Teil-Projekte in den Tauerntälern zuzüglich der Retention 
Salzachtal im Sinne eines Gesamtvorhabens einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
unterziehen.  

 

3. Zur Frage der Kumulation 

Die Frage der Kumulation ist infolge der bisherigen Ermittlungsergebnisse und der sich 
daraus ergebenden UVP-Pflicht des Gesamt-Vorhabens aller Teil-Projekte infolge 
Überschreitung des Schwellenwertes von Anhang 1 Z 31 UVP-G grundsätzlich obsolet. 

Dennoch muss auch dazu aufgrund der im Feststellungsantrag vorgenommenen Auslegung 
des Kumulationsbegriffs kurz darauf eingegangen werden: 

Der Feststellungsantrag baut sein Prämissen-Konstrukt für eine Erheblichkeitsprüfung im 
Rahmen der Kumulation auf den Begriff der „Emissionen“ auf (S 13) und greift damit auf 
einen Begriff aus dem Fachbereich der Luftreinhaltung und dem Schutz vor 
Luftschadstoffen zurück.  

Aus diesem Teilbereich des Umweltschutzes greifen die Autoren sodann auf das im 
Feststellungsverfahren postulierte „Schwellenwertkonzept“ zurück und übertragen dieses 
auf den ggst. Sachverhalt.  

Mit den Begriffen „Bagatellgrenze“, „Irrelevanzkriterium“, „Erheblichkeitskriterium“, 
„irrelevante Zusatzbelastung“ etc. (auch Irrelevanzkriterium genannt) werden in der 
Literatur zum Fachbereich der Luftreinhaltung im Allgemeinen Schwellenwerte bezeichnet, 
unter denen Auswirkungen des Vorhabens als nicht relevant erachtet werden oder deren 
Auswirkungen innerhalb des Unsicherheitsbereiches von Modellrechnungen oder 
Messungen liegen (siehe Leitfaden UVP und IG-Luft). 

In einer technischen Anleitung zur Anwendung des Schwellenwertkonzeptes bei der 
Genehmigung von stationären Anlagen werden 1 % bei Langzeitmittelwerten und 3 % bei 
Kurzzeitmittelwerten (Tagesmittelwerte oder kürzer) als irrelevante Zusatzbelastung in 
Gebieten mit Grenzwertüberschreitungen festgelegt (erstmalig TU-WIEN 2007). In dieser 
Anleitung werden auch – von den angeführten Zahlenwerten abweichend – 
Schwellenwerte für die Bauphase angeführt. (Quelle: TU-WIEN – Technische Universität 
Wien, Institut für Chemische Technologien und Analytik (2007): Technische Anleitung zur 
Anwendung des Schwellenwertkonzeptes in Verfahren nach dem UVP-G. Vorgehensweise 
bei der Festlegung von Untersuchungsgebieten und bei der fachlichen Beurteilung der 
Genehmigungsfähigkeit von stationären Anlagen über den Luftpfad (punktförmige und 
diffuse Emissionsquellen). Arbeitskreis „Technische Anleitung Irrelevanzkriterien“. Wien.) 
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Der hinter dem Schwellenwertkonzept liegende Gedanke besteht darin, dass vereinfacht 
ausgedrückt zwei Betriebe jeweils Luft-Schadstoffe unterhalb von Grenzwerten emittieren 
und für sich allein nicht UVP-pflichtig sind, welche aber gemeinsam infolge der Summation, 
Ausbreitung und Vermischung der Schadstoffe zu relevanten Auswirkungen auf den 
Menschen und die Umwelt führen könnten.  

Von diesem Konzept der Auswirkungsprüfung einer Luftschadstoffausbreitung leitet der 
Feststellungsantrag auch die einzuhaltenden Voraussetzungen für die 
Kumulierungsprüfung im ggst Verfahren zum ggst Vorhaben ab. Demnach dürften nur 
solche „Emissionen“ bzw Auswirkungen der geplanten Rückhaltebecken geprüft werden, 
wo es zu einer „Überlagerung der Wirkungsebenen dieser Eingriffe im Sinne kumulativer 
und additiver Effekte kommen“ könne (FSA S. 10f; Beilage 1 S 14f).  

Im ergänzenden Schreiben vom 10.06.2024 zum Feststellungsantrag wird die Prämisse zur 
Kumulationsprüfung noch weiter verstärkt, dass nicht nur die „Schnittmengen der 
Auswirkungen“ geprüft werden sollen, sondern auch nur die sich daraus ergebenden 
„etwaig verstärkenden Auswirkungen“ aller Projekt-Teile. Gleichzeitig wird dieser Prämisse 
auch gleich von den Autoren mitgegeben, dass solche Auswirkungen aufgrund der jeweils 
zwischen den Tauerntälern liegenden Bergrücken von vornherein gar nicht ersichtlich seien. 
(S. 4f) 

In Beilage ./2 zum Feststellungsantrag „NPHT HWS Beckenanlagen Felbertal“ wird sodann 
durch die juristischen Mitbearbeiter dieses „Fach-Berichts“ der Rahmen der 
Kumulierungsprüfung noch einmal mehr eingeengt: 

„Bezugnehmend auf die rechtlichen Ausführungen im Feststellungsantrag werden 
ausschließlich einander überlagernde Wirkungen und sich verstärkende der in Kap. 2 und 
3 angeführten Vorhaben betrachtet, reine Summationswirkungen (z. B. also die Addition 
von Flächenbeeinträchtigungen von Habitaten oder Lebensräumen) werden nicht beurteilt. 
Negative Einflüsse auf die Umwelt, die ausschließlich vom eingereichten Vorhaben allein 
hervorgerufen werden und nicht auf das Zusammenwirken mit anderen Projekten 
zurückzuführen sind, haben demnach bei der Entscheidung über eine UVP-Pflicht nach § 
3a Abs. 6 leg cit unbeachtet zu bleiben.“ 

Während also im Feststellungsantrag unter Verweis auf die Rechtsprechung noch auf 
additive Auswirkungen im Rahmen der Kumulierungsprüfung verwiesen wurde, so werden 
auch diese nun ausgeblendet, ebenso wie die Auswirkungen der Vorhaben selbst.  

 

Dieser zu engen Auslegung der Kumulationsprüfung ist entgegenzuhalten, dass diese von 
vornherein darauf ausgerichtet ist, dass sich keine kumulativen Auswirkungen der Teil-
Projekte ergeben können, womit die vom Richtliniengeber geforderte Prüfung von 
Umweltauswirkungen de facto ausgeschaltet wird.  

Ganz offensichtlich und augenfällig ist aber auch, dass die vorgenommene Herleitung und 
Vorgabe der Prämissen aus der Prüfung von Luftschadstoffstoffen bereits aufgrund der 
unterschiedlichen Umweltmedien und den unterschiedlichen Schutzzwecken gar nicht 
möglich und zulässig ist. Die Umweltauswirkungen und Schutzzwecke betreffen bei den 
ggst Wasserrückhalte-Anlagen einerseits die Eingriffe in die natürliche Dynamik alpiner 
Flüsse und deren Lebensräume und andererseits die Eingriffe in die durch bauliche Anlagen 
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und gezielte Überflutung betroffenen Flächen, Böden, biologische Vielfalt 
(Lebensraumtypen, geschützte Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, etc). Während 
Luftschadstoffe sich ausbreiten, vermischen und reagieren können, ist dies bei 
ortsbezogenen Anlagen und ihren Auswirkungen bereits von Natur aus ausgeschlossen. 
Würde man der Auslegung des Feststellungsantrages folgen, könnten ortsbezogene 
Auswirkungen niemals mit anderen in der Nähe befindlichen ortsbezogenen Auswirkungen 
kumulieren. Diese Ansicht ist daher fachlich wie auch rechtlich nicht vertretbar.  

Auch hier ist wieder eine Auslegung der Kumulation an den Zielen der UVP-Richtlinie 
angezeigt. Der Feststellungsantrag zitiert dazu zumindest auf Seite 10 die Materialien des 
Initiativantrags 168 BlgNR XXI. GP, wonach der Umgehung einer UVP durch Aufsplittung 
von Vorhaben ebenso entgegengetreten werden soll (im Fall der gleichzeitigen 
Antragstellung wie im ggst Verfahren), wie auch der Umgehung einer UVP mit solchen 
Vorhaben, die letztendlich unabhängig vom Zeitpunkt der Genehmigung und Errichtung 
kumulativ wirken und gemeinsam den UVP-Schwellenwert erreichen (im Fall der 
hintereinander erfolgenden Antragstellung und Umsetzung von Vorhaben).  

Die UVP-Richtlinie selbst kennt in diesem Zusammenhang nur den Begriff der „kumulativen 
Auswirkungen“, die neben den direkten und indirekten, sekundären, 
grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen, ständigen und 
vorübergehenden, positiven und negativen Auswirkungen genannt sind.  

Die einschlägigen Leitfäden der EU-Kommission verweisen zum Begriff der Kumulation 
ausschließlich auf die Vermeidung von Projektaufteilungen und „Salamitaktik“ (so zB der 
Leitfaden „Die Auslegung der Definitionen der in den Anhängen I und II der UVP-Richtlinie 
aufgeführten Projektkategorien“, 2015, ISBN : 978-92-79-50845-5) und auf die 
einschlägigen EuGH-Urteile Rechtssache C244/12, Salzburger Flughafen, Rechtssache C-
227/01, Kommission/Spanien oder Rechtssache C-2/07, Abraham und andere. 

Im Leitfaden „Environmental Impact Assessment of Projects Guidance on Screening 
(Directive 2011/92/EU as amended by 2014/52/EU), 2017, ISBN 978-92-79-74371-9) 
werden kumulative Auswirkungen wie folgt definiert:  

„Changes to the environment that are caused by an activity/project in combination with 
other activities/projects.“ 

„Box 14: Cumulative effects  

For example, in Salzburger Flughafen GmbH v Umweltsenat (Case C-244/12, paragraphs 
36-37) the CJEU held that, with a view to deciding whether an EIA must be carried out or 
not, it is necessary to take account of the impacts on the environment of both the earlier 
Project, concerning the construction of the additional terminal, and the later Project, 
concerning the expansion of the airport area. Accordingly, the CJEU confirmed that ‘it can 
be necessary to take account of the cumulative effect of Projects in order to avoid a 
circumvention of the objective of the European Union legislation by the splitting of 
Projects which, taken together, are likely to have significant effects on the environment’.“ 

Im Gegensatz zum ggst Vorhaben, welches nur mit gemeinsamer Umsetzung aller Teil-
Projekte zum Erfolg einer ausreichenden Menge Wasserrückhalt zur Vermeidung einer 
Hochwasser-Flutwelle im Salzachtal führen kann, waren am Salzburger Flughafen nicht nur 
gleichartige Maßnahmen, sondern alle Maßnahmen, auch bereits früher umgesetzte, 
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mitzubeurteilen, die zu einer Zunahme der Kapazität der Flugbewegungen führen konnten. 
Im ggst Verfahren geht es ebenso primär um die Kapazität der Retentionsbecken, die 
gemeinsam erreicht werden muss, um überhaupt einen signifikanten Effekt in der Salzach 
im Hochwasserfall erreichen zu können.  

Neben dem offensichtlichen Gesamt-Vorhaben aller Teil-Projekte muss daher unter 
Anwendung und Auslegung der UVP-Richtlinie auch eine Kumulierungsprüfung zum selben 
Ergebnis eines Gesamt-Vorhabens führen, andernfalls das Projekt per se ungeeignet wäre, 
das Projektziel zu erfüllen.  

Der Leifaden „Environmental Impact Assessment of Projects Guidance on Scoping 
(Directive 2011/92/EU as amended by 2014/52/EU)“, 2017, ISBN 978-79-74375-7, 
verweist zudem auf den Leitfaden „Guidelines for the Assessment of Indirect and 
Cumulative Impacts as well as Impact Interactions“, 1999. Dieser Leitfaden unterscheidet 
folgende Fälle von Auswirkungen mehrerer Vorhaben:  
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Der Leitfaden der EU-Kommission unterscheidet dabei insbesondere zwischen „cumulative 
impacts“ im Sinne von „incremental changes“ vergangener, aktueller oder kommender 
Auswirkungen zusammen mit dem neuen Vorhaben einerseits und „impact interactions“ 
also Reaktionen von Auswirkungen zwischen mehreren Projekten andererseits.  

Während der hier verfahrensgegenständliche Feststellungsantrag allein auf „impact 
interactions“ abgeleitet von den Luftschadstoffen abstellt, kommt es bei der Kumulation 
aber vielmehr auf die „incremental changes“ an. Der Begriff „inkrementell“ bedeutet: 
schrittweise erfolgend, aufeinander aufbauend. Es sind daher – wie im Feststellungsantrag 
unter Bezug auf die Rechtsprechung angeführt – in der Regel die additiven Auswirkungen 
zu betrachten, also jene, die sich durch mehrere Teil-Projekte zusätzlich ergeben.  

 

Die von REVITAL in Beilage ./2 im engen Korsett der juristischen Mitbearbeiter des 
„Fachberichts“ durchgeführte Kumulierungsprüfung konnte daher bereits aufgrund der zu 
eng gezogenen Auslegung und bezogen auf den Schutzzweck unvertretbar angewandten 
Vorgaben für eine Kumulierungsprüfung von vornherein keine „erheblichen schädlichen, 
belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt“ feststellen, weil dies bereits 
systematisch im vorgegebenen Rahmen nicht möglich war.  

Die Beilage ./2 zum Feststellungsantrag „NPHT HWS Beckenanlagen Felbertal - Fachlicher 
Bericht zur Kumulierungsprüfung für den Feststellungsantrag nach UVP-G 2000“ entspricht 
daher nicht den rechtlich und fachlich anwendbaren Vorgaben zu Durchführung einer 
Kumulierungsprüfung im Sinne der UVP-Richtlinie und der dazu ergangenen europäischen 
und nationalen Rechtsprechung.  

Wäre die Kumulierungsprüfung in diesem Sinne korrekt und europarechtskonform 
durchgeführt worden, hätten gemeinsame „erhebliche schädlichen, belästigenden oder 
belastenden Auswirkungen auf die Umwelt“ festgestellt werden müssen. Dies wird durch 
folgende sachverständige Beurteilungen seitens der zoologischen und des 
vegetationsökologischen Sachverständigen der Landesumweltanwaltschaft belegt:  

 

4. Naturschutzfachliche Auswirkungen des Gesamtvorhabens bzw kumulierender 
Projektteile 

 

Schutzgut Tiere 

Im Folgenden wird insbesondere auf richtliniengeschützte Tierarten eingegangen.  

Vögel 

In der Avifauna Studie des NPHT (REVITAL & coopNATURA 2015) ist der Neuntöter mit 
insgesamt lediglich vier Nachweisen an nur drei Standorten (Hintersee im Felbertal, 
Krimmler Achental und Bucheben) im Salzburger Anteil des Nationalparks angeführt. Beim 
Neuntöter handelt es sich um eine Art des Anhang I der Vogelschutzrichtlinie. Eine 
Beeinträchtigung durch den Betrieb der gegenständlichen Anlage betrifft damit 30% des 
Vorkommens im Nationalpark und ist jedenfalls als erheblich zu beurteilen. Die Art wurde 
im REVITAL-Bericht „Hochwasserschutz Tauerntäler UVP-Feststellung Ist-Zustand: 
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Avifauna“ vom Juni 2024 nicht angeführt. Da bei Kartierungen, insbesondere bei 
rationalisierten Erhebungen mit nur wenigen Begehungen, wie im gegenständlichen Fall, 
nie von einer vollständigen Erfassung aller Arten ausgegangen werden kann, ist es üblich, 
auch Daten aus anderen Kartierungen bzw. Datenbanken einzuarbeiten. Da REVITAL auch 
Autoren der angeführten Avifauna-Studie sind, ist die Weglassung des Neuntöters nicht 
nachvollziehbar. Insbesondere bei Vögeln sind auch Arten, die nicht im direkten 
Eingriffsbereich nachgewiesen werden, ebenfalls relevant, da viele Arten größere Territorien 
oder „Homeranges“ nutzen. 

Generell wenig aussagekräftig ist eine Erfassung der Zugvögel mit nur wenigen 
Begehungen innerhalb eines Jahres zu sehen. Generell werden die Tauerntäler von den 
Zugvögeln zur Alpenquerung genutzt. Besonders bekannt ist dabei das Felbertal aus 
Vogelzuguntersuchungen im Bereich von Salzburger Ornithologen im Bereich Rudolfshütte. 
Feuchtgebiete, wie die Moor- und Verlandungsbereiche des Hintersees sind dafür wichtige 
Rast- und Nahrungsplätze. Überflutungen, Überschüttung durch Geschiebematerial etc. 
reduziert die Insektenfauna und damit die Nahrungsgrundlage für Zugvögel. Auswirkungen 
auf den im Zug besonders hohen Energiebedarf sind daher zu erwarten. Eine Kumulierung 
mit anderen Hochwasserentlastungsbecken mit vergleichbaren Lebensräumen ist zu 
erwarten. 

Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass im NPHT HWS Beckenanlagen Felbertal 
Fachbericht zur Kumulierungsprüfung für den Feststellungsantrag nach UVP-G 2000 die 
Anhang I Arten nicht ausreichend angeführt sind. 

 

Säugetiere, Herpetofauna und Schmetterlinge 

Von dieser Artengruppe sind im NPHT HWS Beckenanlagen Felbertal Fachlicher Bericht zur 
Kumulierungsprüfung für den Feststellungsantrag nach UVP-G 2000 die 
richtliniengeschützten Arten Haselmaus, Alpensalamander und Schwarzfleckiger Ameisen-
Bläuling angeführt. Für alle Arten sind durch Bau- und Betrieb Lebensraumverluste zu 
erwarten. Eine Kumulierung mit anderen Projekten für Rückhalteben im Nationalpark wird 
im Fachbericht bei diesen beiden Arten ausgeschlossen, weil diese „aufgrund des geringen 
Aktionsradius der Art in keinem regelmäßigen genetischen Austausch mit den potenziell 
in den Nachbartälern befindlichen Populationen stehen.“  Dazu ist festzuhalten, dass die 
Alpensalamander in den Hohen Tauern wohl eine Population mit einem 
zusammenhängenden Verbreitungsgebiet aufweisen und sich daraus sehr wohl 
Zusammenhänge ergeben. Der Schwarzfleckige Ameisen-Bläuling, auch Thymian-
Ameisenbläuling genannt, ist zudem eine flugfähige Art. Bei Schmetterlingen sind 
Überquerungen der Alpen bekannt, dies ist daher sowohl aktiv, bei gutem Flugwetter als 
auch passiv durch Windverdriftung möglich. Der Bestand des Thymian-Ameisenbläuling ist 
laut Patrick Gros, Schmetterlingsexperte am Haus der Natur, rückläufig: „Seine Bindung an 
xerotherme Lebensräume führt dazu, dass er in Salzburg fast nur noch in trockenen, 
bevorzugt karstigen oder schuttreichen Magerweiden der Almstufe anzutreffen ist. In 
diesem Zusammenhang stellen die aktuell spürbaren Tendenzen der Intensivierung der 
Almbewirtschaftung (v. a. in den Hohen Tauern), aber auch die völlige Aufgabe der 
extensiven Almwirtschaft eine Gefährdung der Bestände dar.“ 
(https://www.hausdernatur.at/de/thymian-ameisenblaeuling-phengaris-arion.html). 
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Eingriffe durch Errichtung und Betrieb von Hochwasserrückhaltebecken in den FFH-
Lebensraumtyp Borstgrasrasen, welcher essentielle Fortpflanzungsstätten der Art 
beherbergt, sind daher jedenfalls kumulativ einzustufen. Generell sind Lebensraumverluste 
aufgrund der komplexen Fortpflanzungsbiologie der Art jedenfalls als erheblich zu 
beurteilen. 

 

Schutzgut Pflanzen und ihre Lebensräume: 

Die Retentionsbecken sollen in den Tallagen der fünf genannten Tauerntäler zu liegen 
kommen, es existieren bereits mehrere für das Projekt relevante vegetationsökologische 
Kartierungen, auf die im Folgenden Bezug genommen wird. Dies sind einmal die Ist-Zustand 
Erhebung der FFH-Lebensräume und Arten inklusive Schutzgüter des Büros REVITAL aus 
dem Jahr 2024 [4], [5], [6], [7], [8] sowie die Kartierung „Pflanzensoziologische und 
standortökologische Untersuchung der Moore des NPHT“ von Wittmann et al. aus dem 
Jahr 2007 [3].  

Durch den Bau der Retentionsbecken ist davon auszugehen, dass sich die bei einem 
Hochwasser anfallende Geschiebe und Sedimentmenge in Zukunft in allen fünf Tälern nicht 
mehr auf den gesamten Talboden verteilt, sondern zu einem großen Teil innerhalb der 
geplanten Retentionsbecken zu liegen kommt. Dadurch ergibt sich eine massive 
Sedimentationswirkung und Düngewirkung auf die Vegetation im Bereich der geplanten 
Retentionsbecken. Es ist somit davon auszugehen, dass besonders auf einen niedrigen 
Nährstoffgehalt angewiesene Lebensraumtypen durch das Schwemmgut (Sedimente und 
Treibgut) der Überschwemmungsereignisse, die in den Becken zurückgehalten werden, 
gestört werden. Da Vorhersagen zur Menge, Dicke und Zusammensetzung des 
Schwemmgutes nur schwer bis gar nicht zu treffen sind, ist hier von einem Worst-Case 
Szenario auszugehen, bei dem die Lebensräume im Bereich der Retentionsbecken stark 
beeinträchtigt oder ganz zerstört werden.  

Das geplante Retentionsbecken im Felbertal liegt fast vollständig im Schutzgebiet 
Nationalpark Hohe Tauern, wobei ein Großteil des betroffenen Gebietes innerhalb der 
Kernzone, ein kleiner Teil am südöstlichen Rand in der Außenzone und nur ein sehr kleiner 
Teil am nordöstlichen Rand außerhalb des Nationalparks liegt. Des Weiteren liegt fast das 
gesamte Eingriffsgebiet innerhalb des Europaschutzgebiet Nationalpark Hohe Tauern. 
Außerdem ist das Eingriffsgebiet vollständig als Naturdenkmal „Hintersee im Felbertal“ 
unter Schutz gestellt (SAGIS). 

Die Kartierung des Büros REVITAL weist für den Staubereich des Retentionsbeckens im 
Felbertal eine Fläche von 50.120 m² des FFH-LRT 3220 „Alpine Flüsse mit krautiger 
Ufervegetation“, 44.760 m² des prioritären FFH-LRT 6230* „Artenreiche montane 
Borstgrasrasen“, 824 m² des FFH-LRT 8110 „Silikatschutthalden der montanen bis nivalen 
Stufe“, 1.007 m² des prioritären FFH-LRT 91E0* „Auenwälder mit Alnus glutinosa und 
Fraxinus excelsior“ und 14.947 m² des FFH-LRT 9410 „Montane bis alpine bodensaure 
Fichtenwälder“ aus [4]. Alle Verluste der FFH- Lebensräume überschreiten die 
Erheblichkeitsschwelle nach Lambrecht-Trautner teils sehr deutlich. In großen Teilen 
überlappend zeigt die Moorkartierung von Wittmann et al. (2007) eine Fläche von 135.216 
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m² eines Komplexlebensraumes aus basenarmen Niedermooren, Borstgrasrasen und 
Flussalluvionen [3].  

Besonders der prioritäre FFH-LRT 6230* „Artenreiche montane Borstgrasrasen“ ist in den 
Eingriffsbereichen der geplanten Retentionsbecken in allen fünf Tauerntälern großflächig 
vorhanden. Laut der Kartierung von REVITAL aus dem Jahr 2024 werden neben der 
Eingriffsfläche im Felbertal im Krimmler Achental Flächen von 130.133 m² [5], im 
Hollersbachtal Flächen von 18.020 m² [6], im Habachtal Flächen von 38.408 m² [7] und im 
Obersulzbachtal Flächen von 15.627 m² [8] durch den Bau der Retentionsbecken betroffen 
sein. Zusammengefasst ergibt sich dadurch für alle Täler eine nach REVITAL (2024) von den 
geplanten Retentionsbecken beanspruchte Fläche des prioritären FFH-LRT 6230* 
„Artenreiche montane Borstgrasrasen“ von 246.948 m². Dieser Wert überschreitet die 
Erheblichkeitsschwelle eines Eingriffs in den genannten FFH-LRT nach Lambrecht-Trautner 
von 250 m² [9] um den Faktor 988. 

Durch die hohe Flächensumme des im anzunehmenden Worst-Case Szenario 
beeinträchtigten prioritären FFH-Lebensraum 6230* „Artenreiche montane 
Borstgrasrasen“ in den einzelnen Tälern ergibt sich für alle fünf Täler eine Kumulierung des 
Flächenverlustes auf die oben genannten 246.948 m². Somit ist auch von weiteren 
kumulierenden Wirkungen für andere, ebenfalls in mehreren Tälern kartierten FFH-LRT 
auszugehen. 

Neben dem gesetzlichen Schutz der FFH-LRT im Bereich des Nationalparkes sind nach § 2 
Abs. 1 Lit. b NPG die für das Gebiet charakteristischen Tiere und Pflanzen einschließlich 
ihrer Lebensräume zu bewahren. Dazu gehören auch die im Eingriffsgebiet großflächig 
betroffenen basenarmen Niedermoorkomplexe. Nach der Moorkartierung von Wittmann 
(2007) handelt es sich bei den vom Projekt betroffenen Niedermooren um 
Komplexlebensräume aus subalpinen bis alpinen Borstgrasrasen, die pflanzensoziologisch in 
die Gesellschaft Sieversio-Nardetum strictae Lüdi 1948 [1] einzuordnen sind und hier mit 
diversen Moorlebensräumen vergesellschaftet sind [3]. Die mit Borstgrasrasen 
bewachsenen Teile dieses Lebensraumkomplexes fallen wieder unter den Schutz nach dem 
Nationalparkgesetz, da sie dem FFH-LRT 6230* „Artenreiche montane Borstgrasrasen“ 
zugeordnet werden können. Aufgrund der teils kleinstflächigen Verzahnung mit 
angrenzenden Niedermoorlebensräumen ist eine genaue Abgrenzung schwierig, in 
gegebenem Falle aber dringend notwendig. Diese Abgrenzung ist gegebenenfalls noch 
nachzuholen, um eine genaue Flächenangabe für den beeinträchtigten, prioritären FFH-
LRT 6230* „Artenreiche montane Borstgrasrasen“ angeben zu können. 

Die betroffenen Niedermoorlebensräume können folgenden pflanzensoziologischen 
Einheiten zugeordnet werden. Im Felbertal sind dies die Gesellschaft des Caricetum 
rostratae Osvald 1923 em. Dierßen 1982 [2], kleinflächig die Gesellschaft des Equisetetum 
limosi Steffen 1931 [2] und Gesellschaften der Montio-Cardaminetea, die besonders im 
Alluvionenbereich der die Täler durchfließenden Flüsse zu finden sind [2]. In anderen Tälern 
können aufgrund der sich unterscheidenden naturräumlichen Gegebenheiten weitere 
pflanzensoziologische Einheiten, die den Moorlebensräumen untergeordnet werden, 
vorgefunden werden. Besonders aber die Gesellschaft des Caricetum rostratae Osvald 1923 
em. Dierßen 1982 [2] findet sich in den Niedermooren des Obersulzbachtals, des Felbertals 
und besonders ausgeprägt in den Niedermoorteilen des Krimmler Achentals. Besonders im 
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Krimmler Achental sind einige weitere, mehreren FFH-LRT zugeordneten 
Pflanzengesellschaften in der Moorkartierung von Wittmann et al. (2007) nachgewiesen 
[3]. Somit ist in allen weiteren Tälern nicht auszuschließen, dass innerhalb des 
beschriebenen Lebensraumkomplexes des Niedermoors des Schwemmlandtyps weitere 
FFH- Lebensraumtypen vorzufinden sind, die aufgrund der mosaikartigen Ausprägung 
bisher nicht kartiert wurden.  

Dieser spezielle Komplexlebensraum aus Borstgrasrasen und Niedermoorkomplexen ist in 
etwas unterschiedlicher Zusammensetzung in 4 der 5 beanspruchten Täler vorzufinden. Er 
ist deutlich geprägt durch regelmäßige Überlagerung von Schwemmsedimenten. Die 
Überlagerungen finden jedoch nur so häufig und in einem so überschaubaren Ausmaß statt, 
dass genug Zeit für die Bildung von Vermoorungen bleibt und übersedimentierte Bereiche 
zuerst durch Pioniergesellschaften besiedelt werden, die mit der Zeit je nach 
Wasserversorgung von Borstgrasrasen oder Pflanzengesellschaften der Moore abgelöst 
werden. Es hat sich hier also ein für Tallagen im Nationalpark Hohe Tauern typischer 
Komplexlebensraum ausgebildet, der durch eine regelmäßige Dynamik geprägt ist. 
Zusammenfassend kann man diesen Komplexlebensraum als Niedermoor des 
Schwemmlandtyps bezeichnen. Eine weitere Gemeinsamkeit ist die je nach Tal 
unterschiedlich starke Beweidung dieser Komplexlebensräume, die besonders in den 
trockeneren, mit Borstgrasrasen bewachsenen Teilen Spuren hinterlässt. Der Lebensraum 
„Niedermoor des Schwemmlandtyps“ ist somit im Salzburger Teil des Nationalparks auf die 
von Alpenflüssen durchflossenen Tallagen beschränkt, da nur hier die entsprechende 
Dynamik kombiniert mit der regelmäßigen Beweidung die Ausbildung dieses Lebensraumes 
ermöglicht.  

Eine Erhöhung der Staumauer des Felbertales und die Umsetzung der anderen 
Retentionsbecken in vier Tauerntälern würde nun wie schon beim bereits behandelten FFH-
LRT 6230* „Artenreiche montane Borstgrasrasen“ eine massive Verstärkung der 
Ablagerung von Schwemmgut auslösen. Die im angenommenen Worst-Case Szenario sich 
im Bereich der geplanten Retentionsbecken befindenden Niedermoore des 
Schwemmlandtyps mitsamt der innerhalb dieser Lebensraumkomplexe kleinflächig 
ausgebildeten, weiteren FFH- Lebensraumtypen, würden stark beeinträchtigt oder 
vollständig zerstört werden.  

Daraus lassen sich für zumindest 4 der 5 geplanten Retentionsbecken negative kumulative 
Auswirkungen auf charakteristische Lebensräume des Nationalpark Hohe Tauern ableiten. 
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Weitere Schutzgüter des Nationalparks – Schönheit und Ursprünglichkeit 

Hinsichtlich der weiteren Schutzgüter des Nationalpark Hohe Tauern (Schönheit und 
Ursprünglichkeit), zu denen im Feststellungsantrag ebenfalls weitreichende Auslegungen 
durchgeführt und Beschränkungen für die fachliche Beurteilung festgelegt wurden, wird 
angesichts der offensichtlichen UVP-Pflicht des Gesamtvorhabens aller Teil-Projekte aus 
Effizienzgründen lediglich kurz eingewendet, dass auch diese Auslegung und Beschränkung 
der Beurteilung fachlich und rechtlich nicht vertretbar ist. Dazu wird ergänzend auf die 
Stellungnahme der Nationalparkbehörde vom 08.05.2024 verwiesen und daraus zitierend 
noch einmal an die Beweggründe zur Gründung des Nationalparks erinnert: 

„Aus historischer Sicht erfolgte die grundlegende Weichenstellung zur Gründung des 
Nationalparks mit dem Beschluss der Salzburger Landesregierung aus dem Jahr 1970, die 
westlichen Tauerntäler vor einer großtechnischen Wasserkraftnutzung zu bewahren. Die 
Vereinbarung von Heiligenblut (Vereinbarung der Länder Kärnten, Salzburg und Tirol über 
die Schaffung des Nationalparks Hohe Tauern vom 29.10.1971) lässt die Schönheit und 
Ursprünglichkeit dabei als wichtigstes Schutzmotiv für die Gründung des Nationalparks 
erkennen:  

„Geleitet von dem Wunsche, die Hohen Tauern als einen besonders eindrucksvollen und formenreichen Teil 
der österreichischen Alpen in ihrer Schönheit und Ursprünglichkeit als Beispiel einer für Österreich 
repräsentativen Landschaft und zum Wohle der Bevölkerung, zum Nutzen der Wissenschaft und zur 
Förderung der Wirtschaft für alle Zukunft zu erhalten […] schließen das Land Kärnten vertreten durch 
Landeshauptmann Hans Sima, das Land Salzburg vertreten durch des Landeshauptmann DDr. Hans Lechner 
und das Landeshauptmann Eduard Wallnöfer zur Schaffung des Nationalparks Hohe Tauern folgende 
Vereinbarung: […]“ 
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Der Salzburger Gesetzgeber griff diese Formulierung in §§ 1 und 2 des Salzburger 
Nationalparkgesetzes 1984 (LGBl.Nr. 106/1983 aufgehoben durch LGBl Nr 3/2015) auf:  

(1)  

Dieses Gesetz wird in dem Bewußtsein erlassen, daß die Hohen Tauern einen besonders eindrucksvollen und 
formenreichen Teil der österreichischen Alpen darstellen, der in den bewirtschafteten Bereichen seit vielen 
Jahrhunderten durch Fleiß und Ausdauer der bergbäuerlichen Bevölkerung geprägt und gegen Naturgewalten 
behauptet worden ist. Hier steht die Erhaltung, Pflege und Gestaltung der naturnahen Kulturlandschaft 
gleichrangig neben dem Schutz der Naturlandschaft.  

(2)  

Der Nationalpark Hohe Tauern umfaßt nach der Vereinbarung der Länder Kärnten, Salzburg und Tirol vom 
21. Oktober 1971 über die Schaffung des Nationalparkes Hohe Tauern die Hohen Tauern, die mit ihrem 
Wechsel von der Kulturlandschaft der Almen, Bergmähder und Wälder zur Naturlandschaft der Felsen, 
Gletscher, Gewässer und alpinen Pflanzenwelt in ihrer Schönheit und Ursprünglichkeit als Beispiel einer für 
Österreich repräsentativen Landschaft zum Wohle der Bevölkerung, zum Nutzen der Wissenschaft und zur 
Förderung der Wirtschaft für alle Zukunft zu erhalten sind.  

Aus historischer Sicht ist daher festzustellen, dass sich die Wertigkeit des Schutzgebietes 
vor allem aus der Schönheit und Ursprünglichkeit des gesamten Gebietes, der Hohen 
Tauern als einem besonders eindrucksvollen und formenreichen Teil der Österreichischen 
Alpen, ergibt. Auch anhand der historischen Auslegung muss das Schutzziel der Schönheit 
und Ursprünglichkeit daher so verstanden werden, dass Eingriffe unabhängig von 
topographischen Trennungen kumulative Auswirkungen haben können.“ 

 

Auch wenn das ggst Vorhaben keine Wasserkraftnutzung darstellt, so werden mit den 
projektierten Maßnahmen doch Eingriffe in das Wasserregime innerhalb des Nationalparks 
und inzwischen auch Europaschutzgebietes Hohe Tauern in einer Dimension geplant, die 
ebenfalls von der ursprünglichen Intention zur Gründung des Nationalparks umfasst sind. 

 

5. Zusammenfassung 

Aufgrund der bisherigen Ermittlungsergebnisse liegt mit dem verfahrensgegenständlichen 
Vorhaben „NPHT HWS Beckenanlage Felbertal“ im Zusammenwirken mit den anderen zur 
UVP-Feststellung beantragten Rückhalte-Anlagen in den anderen Tauerntälern ein UVP-
pflichtiges Gesamtvorhaben vor.  

Da das Ermittlungsverfahren noch unvollständig ist, wird die Übermittlung der noch 
ausstehenden amtlichen Fach-Gutachten, insbesondere aus dem Fachbereich 
Naturschutz/Nationalpark, zur Stellungnahme im Parteiengehör beantragt.  

 

Im Übrigen wird beantragt, die Behörde möge feststellen, dass für das Vorhaben „NPHT 
HWS Beckenanlage Felbertal“, welches mit den Vorhaben  

• HWS Beckenanlage Krimmler Achental  
• HWS Beckenanlage Obersulzbachtal 1 und 2  
• HWS Beckenanlage Habachtal  
• HWS Beckenanlage Hollersbachtal 1 und 2 
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ein einheitliches Vorhaben iSd § 2 Abs 2 UVP-G bildet, eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die Umweltanwältin: 

 

Mag. Markus Pointinger 

Mag. Sabine Werner, zoologische Sachverständige  

Tobias Karlowski, MSc, MSc, vegetationsökologischer Sachverständiger 


